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Bundesregierung übernimmt AfD-Forderung nach Erhöhung der
Entschädigung bei zu Unrecht erlittener Haft

Die Bundesregierung hat heute einen Gesetzentwurf
beschlossen, der vorsieht, die Regelungen zur
Entschädigung bei zu Unrecht erlittener Haft zu ändern.
Für jeden Tag einer letztlich zu Unrecht erlittenen Haft
sollen Betroffene künftig 100 Euro statt bisher 75 Euro
erhalten. Ab einer Haftdauer von sechs Monaten soll die
Haftentschädigungspauschale künftig 200 Euro pro Tag
betragen.

Der stellvertretende rechtspolitische Sprecher der AfD-
Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, freut sich, dass
die Forderungen der AfD-Fraktion im Deutschen
Bundestag aus Drucksache 20/9208 aufgenommen
wurden. Die AfD-Fraktion hatte diesen Gesetzentwurf
bereits in der vergangenen Legislaturperiode unter
Drucksache 19/15785 eingebracht:

"Der Wert der Freiheit ist hoch. Wer unrechtmäßig
inhaftiert wurde, muss ausreichend entschädigt werden.
Dies hat die AfD-Fraktion schon deutlich früher erkannt als
die Ampelkoalition. Ein entsprechender Gesetzentwurf
liegt dem Deutschen Bundestag bereits seit 2019 vor. Als
Fachpolitiker steht für mich die Umsetzung des Inhalts an
erster Stelle, weshalb diese Entscheidung ein wichtiger
Schritt ist."

tel:19/15785


Weitere Pressemeldung
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Schlag gegen Linksextremismus macht Deutschland sicherer

In Thüringen wurde der seit Jahren gesuchte Linksextremist und Rädelsführer der
linksextremen Szene, Johann Guntermann, festgenommen.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative für Deutschland aus
Thüringen, stellt klar, dass der Chef der sogenannten „Hammerbande“, die in den letzten
Jahren viele Menschen teils lebensgefährlich verletzte, nun schnell angeklagt und zu einer
hohen Haftstrafe verurteilt werden müsse.

„Die lange Fahndungszeit hat ein erfolgreiches Ende gefunden. Gut, dass dieser Schlag
gegen den Linksextremismus geglückt ist. So oft dieser Staat auf dem linken Auge blind ist,
so dringend ist es nun, dem Extremisten und seinen Unterstützern den Prozess zu machen.“



Aktuelle Videos
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https://youtu.be/xboUnXJ4bxM?si=nVJE7oXcWLbLzIPR
https://youtu.be/px8tk4zzSRA?si=2B4pmu9fgWvKyAoJ
https://youtu.be/pNbXJFIHVUo?si=uMSaaUO002XVmXFI
https://youtu.be/gpKUlDzIbRM?si=BLzcVJwyxpaWywkQ
https://vm.tiktok.com/ZNecnawe7/
https://vm.tiktok.com/ZNecnm3Pv/
https://vm.tiktok.com/ZNecn5Cbj/


Plenarrückblick, Mittwoch 6. November 2024
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Befragung der Bundesregierung und Fragestunde

Am Mittwoch fragte Stephan Brandner den damaligen Bundesjustizminister: „Es geht um das
Selbstbestimmungsgesetz, das ja seit dem 1. November dieses Jahres in Kraft ist. Ich wurde vor
Kurzem in einer Bürgerfragestunde mit folgendem Sachverhalt konfrontiert: Herr Brandner, Sie
erinnern sich doch bestimmt noch an das Gladbecker Geiseldrama im Jahr 1988. Einer der Täter,
einer der Mörder sitzt jetzt seit 35 Jahren im Männerknast und schmort da vor sich hin. Kann dieser
Täter jetzt auch seinen Vornamen ändern, und darf die Presse dann überhaupt noch darüber
berichten, oder wäre es dann dieses verbotene Deadnaming, wenn sozusagen darüber berichtet wird,
was er ursprünglich für ein Geschlecht hatte?“
„Wenn Sie (Anmerkung: Minister Buschmann) mitteilen, dass es bisher keine Probleme im
Strafvollzug gab, mag es vielleicht daran liegen, dass das Gesetz erst seit fünf Tagen in Kraft ist. Sie
sagen, wenn in den letzten fünf Tagen keine Probleme aufgetaucht sind, wird es in den nächsten
Jahren auch so sein. Also Ihren Optimismus möchte ich haben.
Eine zweite Frage schließt sich an. Wir haben ja nach wie vor geschlechterspezifische Strafnormen
im Strafgesetzbuch, beispielsweise beim Exhibitionismusstraftatbestand, der nur durch einen Mann
begangen werden kann. Jetzt kann ja jeder sein Geschlecht frei wechseln, außer es ist Krieg; dann
gibt es eine Sperrfrist. Wie verhält es sich mit dem Straftatbestand des § 183 Strafgesetzbuch, den
nur ein Mann begehen kann, wenn dieser sich vorher zu einer Frau erklärt hat und sich hat
umschreiben lassen? Kann der diesen Straftatbestand noch begehen?“
 
Zudem wollte Stephan Brandner in der anschließenden Fragestunde von der Bundesministerin für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung wissen: „Wir wissen ja, dass nicht nur Radwege in
Peru gefördert werden; es wird ja auch gendersensible Gemeinderatsarbeit in Bangladesch gefördert
und - man kann es kaum glauben - E-Mobilitätsprojekte in Indien für queere Rikschafahrer. Das
fördern Sie auch, wahrscheinlich im Rahmen dieses weltweiten Verkehrskonzeptes, das Sie haben.
Insgesamt werden im Rahmen der Entwicklungshilfe 33 Milliarden Euro jährlich für solchen Unsinn
und anderen Unsinn rausgehauen. Dazu hat Frau Schulze mal gesagt, das würde die Sicherheit
Deutschlands erhöhen. Also, Deutschland würde sicherer dadurch, dass wir diese Projekte im
Ausland fördern. Jetzt mal konkret: Wie machen Radwege in Peru, wie machen gendersensible
Gemeinderäte in Bangladesch und wie machen Projekte für queere Rikschafahrer in Indien
Deutschland sicherer?“
 
Aktuelle Stunde - Regierungskurs in der Wirtschaftskrise debattiert

Die von der CDU/CSU-Fraktion für Mittwochnachmittag angesetzte Aktuelle Stunde zum „Kurs der
Bundesregierung in der Wirtschaftskrise“ hat mit Verspätung begonnen. Der Grund: Da kein
Regierungsmitglied anwesend war, verlangte die Unionsfraktion in einem Antrag, die
Bundesminister Robert Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) und Christian Lindner (FDP) herbei zu
bitten. Zur Feststellung der Mehrheit erfolgte ein Hammelsprung. Letztlich scheiterte der
Unionsantrag bei 329 Gegenstimmen.
 
Kein gutes Wort für die Ampel-Koalition fand Leif-Erik Holm von der AfD-Fraktion. Er gratulierte
zunächst dem republikanischen Wahlgewinner in den USA: „Donald Trump wird neuer Präsident
und dazu sagen wir Herzlichen Glückwunsch.“ Trump habe verstanden, was die Wähler wollten.
Dagegen hätten die Deutschen „die Nase voll von dieser Ampel“. Holm warnte weiter: „Wir befinden
uns in einer Abwärtsspirale.“ Da er trotz Ermahnung nicht mit seiner Rede endete, entzog im
Bundestagsvizepräsident Kubicki das Wort. Das erklärte er damit, dass Holm bereits 20 Sekunden
über der Zeit lag, zu lange angesichts einer Redezeit von nur fünf Minuten.



Plenarrückblick, Donnerstag 7. November 2024
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Parlament - Jörg Kukies zum Finanzminister vereidigt

Bundestagspräsidentin Bärbel Bas hat am Donnerstag dem neuen Bundesfinanzminister Dr. Jörg
Kukies (SPD) im Plenarsaal des Bundestages nach Artikel 64 Absatz 2 des Grundgesetzes den Amtseid
abgenommen. Jörg Kukies tritt nach dem Ende der Ampel-Koalition die Nachfolge von Christian
Lindner (FDP) an, der am selben Tag seine Entlassungsurkunde von Bundespräsident Dr. Frank-
Walter Steinmeier in Empfang nahm. Kukies war seit Dezember 2021 beamteter Staatssekretär im
Bundeskanzleramt und davor seit dem Jahr 2018 beamteter Staatssekretär im Bundesministerium
der Finanzen.

Aktuelle Stunde - Konsequenzen des amerikanischen Wahlergebnisses für Deutschland

Die Fraktionen und Gruppen im Bundestag kommen zu unterschiedlichen Einschätzungen zu den
Folgen des Wahlsiegs des früheren Präsidenten Donald Trump in den USA. Das wurde am
Donnerstag in einer auf Verlangen der Gruppe BSW angesetzten Aktuellen Stunde zur den
„Konsequenzen des amerikanischen Wahlergebnisses für Deutschland“ deutlich.
 
Matthias Moosdorf (AfD) nannte die Wahl Trumps „ein Zeichen dafür, dass das Immunsystem der
Führungsmacht der westlichen Welt offenbar noch intakt ist“. Trump sei gewählt worden, weil sich
die Menschen von ihm „Heilung in wirtschaftlichen, demografischen und sozialen Krankheiten ihres
Landes erhoffen“. Das habe auch damit zu tun, dass die Wähler Trumps Versprechen für bare Münze
nähmen und nicht als Wortgeklingel zum Stimmenfang: „Mit Recht, würde ich sagen.“



Plenarrückblick, Freitag 8. November 2024
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Bundestag betont zentralen Anteil Ostdeutscher an Mauerfall und Einheit

35 Jahre nach dem Umbruch in der DDR hat der Bundestag am Freitag, 8. November 2024, den
zentralen Anteil der ostdeutschen Bevölkerung am Fall der Mauer und der darauf folgenden
Herstellung der deutschen Einheit hervorgehoben. Dr. Götz Frömming (AfD) kritisierte, wenn heute
gegenüber seiner Partei eine „Brandmauer“ gezogen werde, sei dies respektlos gegenüber den
ostdeutschen Wählern. Auch diese Mauer müsse fallen, fügte er hinzu.
In einem Antrag fordert die AfD-Fraktion die Bundesregierung unter anderem auf, ein
Forschungsförderungsprogramm in Höhe von fünf Millionen Euro aufzulegen, um die personellen
Kontinuitäten in den Jugendämtern, Familiengerichten und allen an den Adoptionen in der DDR und
davor in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) beteiligten Institutionen und Organisationen zu
untersuchen. Die Zusammenarbeit mit der SED-Opferbeauftragten und Vereinen wie der
Interessengemeinschaft gestohlene Kinder der DDR und dem Verein zur Aufklärung des DDR-
Unrecht & ungeklärtem Säuglingstod zu stärken, um Opfer von Kindesraub in der DDR und SBZ zu
unterstützen.
In einem zweiten Antrag fordert die AfD die Bundesregierung unter anderem auf, den Volksaufstand
in der DDR am 17. Juni 1953 zu einem Feiertag zu erheben und zu prüfen, welcher Feiertag im Zuge
der Einführung des 17. Juni als Feiertag zum Gedenktag umgewandelt werden kann. Am Tag des
Mauerbaus, den 13. August 1961, solle der Opfer der politischen Verfolgung besonders gedacht
werden. In Zusammenarbeit mit den Ländern solle vor allem Zeitzeugen und Opfern politischer
Verfolgung an Schulen, Universitäten und Kultureinrichtungen Gehör gegeben werden. Die
bisherige Umsetzung der Gedenkstättenkonzeption des Bundes solle in Bezug auf ihre Wirksamkeit
und die gesteckten Ziele bei der Aufarbeitung der kommunistischen Diktatur in Deutschland
überprüft werden, heißt es weiter.
 
Aktuelle Stunde - Zeitpunkt für die Vertrauensfrage des Kanzlers bleibt umstritten

Während einer von der AfD-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde mit dem Titel „Der politischen
Handlungsunfähigkeit entgegentreten – Den Weg für Neuwahlen freimachen und die
Vertrauensfrage umgehend stellen“ am Freitag, zwei Tage nach dem Aus der Ampel-Koalition, wurde
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) aufgefordert, noch in der kommenden Sitzungswoche die
Vertrauensfrage im Parlament zu stellen und damit den Weg für möglichst zeitnahe Neuwahlen
freizumachen. Unterstützung für den Plan des Kanzlers, die Vertrauensfrage erst in der ersten
Sitzungswoche des Jahres 2025 zu stellen, kam von SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie der
Gruppe Die Linke. 
 
„Machen Sie den Weg frei für sofortige Neuwahlen“, sagte Dr. Bernd Baumann (AfD) an den
allerdings beim EU-Gipfel in Budapest weilenden Bundeskanzler gerichtet. Das Land brauche diese
Neuwahlen. „84 Prozent der Bevölkerung wollen das auch so“, betonte der AfD-Abgeordnete. Der
Ampel warf er vor, eine existenzielle Krise in Deutschland heraufbeschworen zu haben. Tausende
Unternehmen würden ins Straucheln kommen und Mitarbeiter entlassen oder ihre Standorte ins
Ausland verlagern. Schuld daran sei „eine Kaste außer Rand und Band geratener Politiker“, die
Deutschland in ein links-grünes Utopia transformieren wollten. Davon auszugehen, dass künftig mit
einem CDU-Kanzler alles besser werde, sei aber falsch, so der AfD-Abgeordnete. „Die CDU ist nicht
die Lösung des Problems. Sie ist Teil des links-grünen Problems“, befand er. Vom Atomausstieg über
das Verbrenner-Verbot bis hin zum Klima- und Transformationsfonds – all dies habe eine
Unionsregierung eingeführt.



2025 kann kommen! Unsere neuen Kalender sind da!
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Unser neues Flugblatt
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz
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